
Gesetzblatt Teil I Nr. 34 - Ausgabetag: 25. Juni 1990 332

Artikel 5 

Amtshilfe

Die Behörden der Vertragsparteien leisten sich nach Maßgabe 
des innerstaatlichen Rechts bei der Durchführung dieses Ver­
trags Amtshilfe. Artikel 32 bleibt unberührt.

Artikel 6
\

Rechtsschutz

(1) Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen durch 
diesen Vertrag oder in Ausführung dieses Vertrags gewährlei­
steten Rechten verletzt, so steht ihm der Rechtsweg zu den Ge­
richten offen. Soweit eine andere Zuständigkeit nicht begründet 
ist, ist der ordentliche Rechtsweg gegeben.

(2) Die Deutsche Demokratische Republik gewährleistet ge­
richtlichen Rechtsschutz einschließlich eines effektiven einst­
weiligen Rechtsschutzes. Soweit für öffentlich-rechtliche Strei­
tigkeiten keine besonderen Gerichte bestehen, werden Spezial­
spruchkörper bei den ordentlichen Gerichten eingerichtet. Die 
Zuständigkeit für diese Streitigkeiten wird bei bestimmten 
Kreis- und Bezirksgerichten konzentriert.

(3) Bis zum Aufbau einer besonderen Arbeitsgerichtsbarkeit 
werden Rechtsstreitigkeiten zwischen Arbeitgebern und Arbeit­
nehmern aus dem Arbeitsverhältnis von neutralen Schiedsstel- 
len entschieden, die paritätisch mit Arbeitgebern und Arbeit­
nehmern sowie einem neutralen Vorsitzenden zu besetzen sind. 
Gegen ihre Entscheidung können die staatlichen Gerichte ange­
rufen werden.

(4) Die Deutsche Demokratische Republik läßt eine freie 
Schiedsgerichtsbarkeit auf dem Gebiet des Privatrechts zu.

Artikel 7 

Schiedsgericht

(1) Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung dieses 
Vertrags einschließlich. des Gemeinsamen Protokolls und der 
Anlagen werden durch die Regierungen der beiden Vertragspar­
teien im Verhandlungswege beigelegt.

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht beigelegt wer­
den, so kann jede Vertragspartei die Streitigkeit einem Schieds­
gericht zur Entscheidung vorlegen. Die Vorlage ist unabhängig 
davon zulässig, ob in der Angelegenheit gemäß Artikel 6 ein 
staatliches Gericht zuständig ist.

(3) Das Schiedsgericht setzt sich aus einem Präsidenten und 
vier Mitgliedern zusammen. Innerhalb einer Frist von einem 
Monat nach Inkrafttreten dieses Vertrags ernennt die Regie­
rung einer jeden Vertragspartei zwei ordentliche und zwei stell­
vertretende Mitglieder. Innerhalb der gleichen Frist werden der 
Präsident und der Stellvertreter des Präsidenten im Einverneh­
men zwischen den Regierungen der beiden Vertragsparteien er­
nannt. Werden die in Satz 2 und 3 genannten Fristen nicht einge­
halten, so werden die erforderlichen Ernennungen vom Präsi­
denten des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften vor­
genommen.

(4) Die Amtszeit beträgt zwei Jahre.

(5) Der Präsident und die Mitglieder des Schiedsgerichts üben 
ihr Amt unabhängig und frei von Weisungen aus. Vor Beginn ih­
rer Tätigkeit übernehmen der Präsident und die Mitglieder des 
Schiedsgerichts die Verpflichtung, ihre Aufgabe unabhängig 
und gewissenhaft zu erfüllen und das Beratungsgeheimnis zu 
wahren.

(6) Die Bestimmungen über die Einberufung und das Verfah­
ren des Schiedsgerichts sind in der Anlage VIII geregelt.

Artikel 8

Gemeinsamer Regierungsausschuß

Die Vertragsparteien bilden einen Gemeinsamen Regierungs­
ausschuß. Sie werden in diesem Ausschuß Fragen der Durch­

führung des Vertrags erörtern und - soweit erforderlich - das 
notwendige Einvernehmen hersteilen. Zu den Aufgaben des 
Ausschusses gehört auch die Beilegung von Streitigkeiten ge­
mäß Artikel 7 Absatz 1.

• Artikel 9

Vertragsänderungen

Erscheinen Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrags 
erforderlich, um eines seiner Ziele zu verwirklichen, so werden 
sie zwischen den Regierungen der Vertragsparteien vereinbart.

K a p i t e l  I I  

Bestimmungen über die Währungsunion

Artikel 10 

Voraussetzungen und Grundsätze

(1) Durch die Errichtung einer Währungsunion zwischen den 
Vertragsparteien ist die Deutsche Mark Zahlungsmittel, Rech­
nungseinheit und Wertaufbewahrungsmittel im gesamten Wäh­
rungsgebiet. Zu diesem Zweck wird die geldpolitische Verant­
wortung der Deutschen Bundesbank als alleiniger Emissions­
bank dieser Währung auf das gesamte Währungsgebiet ausge­
weitet. Das Recht zur Ausgabe von Münzen obliegt ausschließ­
lich der Bundesrepublik Deutschland.

(2) Die Nutzung der Vorteile der Währungsunion setzt einen 
stabilen Geldwert für die Wirtschaft der Deutschen Demokrati­
schen Republik voraus, ebenso muß die Währungsstabilität in 
der Bundesrepublik Deutschland gewährleistet bleiben. Die 
Vertragsparteien wählen deshalb Umstellungsmodalitäten, die 
keine Inflationsimpulse im Gesamtbereich der Währungsunion 
entstehen lassen und gleichzeitig die Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen in der Deutschen Demokratischen Republik stär­
ken.

(3) Die Deutsche Bundesbank regelt durch den Einsatz ihrer 
Instrumente in eigener Verantwortung, gemäß §12 Bundes­
bankgesetz unabhängig von Weisungen der Regierungen der 
Vertragsparteien, den Geldumlauf und die Kreditversorgung im 
gesamten Währungsgebiet mit dem Ziel, die Währung zu si­
chern.

(4) Voraussetzung für die monetäre Steuerung ist, daß die 
Deutsche Demokratische Republik ein marktwirtschaftliches 
Kreditsystem aufbaut. Dazu gehört ein nach privatwirtschaftli­
chen Grundsätzen operierendes Geschäftsbankensystem im 
Wettbewerb privater, genossenschaftlicher und öffentlich- 
rechtlicher Banken, ein freier Geld- und Kapitalmarkt und eine 
nicht reglementierte Zinsbildung an den Finanzmärkten.

(5) Um die in den Absätzen 1 bis 4 bezeichneten Ziele zu errei­
chen, vereinbaren die Vertragsparteien nach näherer Maßgabe 
der in der Anlage I niedergelegten Bestimmungen folgende 
Grundsätze für die Währungsunion:

- Mit Wirkung vom 1. Juli 1990 wird die Deutsche Mark als Wäh­
rung in der Deutschen Demokratischen Republik eingeführt. 
Die von der Deutschen Bundesbank ausgegebenen, auf Deut­
sche Mark lautenden Banknoten und die von der Bundesrepu­
blik Deutschland ausgegebenen, auf Deutsche Mark oder 
Pfennig lautenden Bundesmünzen sind vom 1. Juli 1990 an al­
leiniges gesetzliches Zahlungsmittel.

- Löhne, Gehälter, Stipendien, Renten, Mieten und Pachten so­
wie weitere wiederkehrende Zahlungen werden im Verhältnis 
1 zu 1 umgestellt.

- Alle anderen auf Mark der Deutschen Demokratischen Repu­
blik lautenden Forderungen und Verbindlichkeiten werden 
grundsätzlich im Verhältnis 2 zu 1 auf Deutsche Mark umge­
stellt.

- Die Umstellung von auf Mark der Deutschen Demokratischen 
Republik lautenden Banknoten und Münzen ist nur für Perso­
nen oder Stellen mit Wohnsitz oder Sitz in der Deutschen De-


